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Bericht „Integrationsmassnahmen“ des Bundesrats
Aktive Integrationspolitik sieht anders aus
Letzte Woche hat der Bundesrat den Bericht „Integrationsmassnahmen“ verabschiedet. Einmal mehr wird darin die zentrale Rolle der Berufsbildung für eine gelungene Integration der Migrantinnen und Migranten herausgestrichen.  Der durchaus guten Analyse im Bericht folgen aber nur zaghaft Massnahmen. Dabei wäre mit mehr Bereitschaft des Bundesrats gerade für ausländische Jugendliche einiges zu erreichen. Travail.Suisse fordert, dass sich der Bund verpflichtet, mehr Lernende mit Migrationshintergrund auszubilden, und dass er gezielt Integrationsmassnahmen der Kantone im Vorschulbereich unterstützt.
Erfolge bei der Integration der ausländischen Bevölkerung werden häufig dem guten Berufsbildungssystem zugeschrieben. Da ist etwas dran: Die duale Berufsbildung (Betriebe und Schule) ist im Vergleich zu vollschulischen Angeboten relativ niederschwellig und kann viel zur Chancengleichheit beitragen. Mit Betonung auf Kann: Ein Drittel der ausländischen Erwerbsbevölkerung verfügt heute über keinen Berufsabschluss. Bei den Schweizerinnen und Schweizern sind es nur rund 10 Prozent. Da die Berufsbildung wegen den steigenden Anforderungen des Arbeitsmarkts eine zunehmend wichtige Rolle spielt, setzt der Bundesrat bei den Massnahmen darum neben den Bereichen Sprache und Arbeit vor allem in der Berufsbildung Prioritäten.  Die Aktivitäten des Bundesamts für Berufsbildung und Technologie (BBT) sollen stärker auf Integrationsthemen ausgerichtet werden.  Das Bundesamt für Migration beantragt zudem im Rahmen seines Integrationsförderungsprogramms eine Krediterhöhung um 2 Millionen Franken jährlich. 
Viel alter Wein in neuen Schläuchen

Das ist alles gut und recht. Klar zielt das Case-Management-Projekt des Bundesamts für Berufsbildung und Technologie (BBT) mit seiner frühen Erfassung von Risikogruppen auch auf ausländische Jugendliche ab, wie auch die Bestrebungen zur vermehrten Beratung von Lehrbetrieben und die erleichterte Validierung von Bildungsleistungen jungen Migrantinnen und Migranten Verbesserungen bringen können. Allerdings reichen diese allgemeinen Massnahmen zur Verbesserung ihrer Situation nicht aus. Wer sich die Massnahmen genauer anschaut, bekommt den Eindruck,  dass viele unter anderen Vorzeichen konzipierte Massnahmen unter neuem Titel nochmals als spezielle Integrationsmassnahmen verkauft werden. Diese sind zwar notwendig und sinnvoll.  Aber sie sind schon lange „aufgegleist“. Immerhin: Das BBT überlegt sich, einen Förderschwerpunkt Integration einzurichten, was eine gesamtheitliche Sicht auf die Problematik und eine systematische Förderung benachteiligter Gruppen erleichtert und zum Beispiel die Gewinnung und Schulung von Berufsbildnern mit eigenem Migrationshintergrund vorantreiben könnte.
Bund muss selber mehr ausländische Jugendliche ausbilden

Eine aktive Integrationspolitik für die junge ausländische Bevölkerung darf sich aber bei weitem nicht auf Massnahmen der Berufsbildung im engeren Sinn beschränken. Hier macht es sich Bundesrat Blocher einfach, indem er die alleinige Verantwortung für die Integration den Ausländerinnen und Ausländern zuschiebt. Denn der fehlende Zugang zur Berufsausbildung ist nebst dem Fehlen von Ressourcen (Bildung, Beziehungen, Kenntnisse der Schweizer Bildungslandschaft) auch von systematischen Benachteiligungen verursacht: Jugendliche mit fremdländischen Namen müssen sich massiv häufiger bewerben als ein Lukas Müller und eine Andrea Schneider. Und viele von ihnen finden trotzdem keine Lehrstelle. Sie werden bei der Lehrstellensuche systematisch diskriminiert. Hier ist der Bund als Ausbildner und Arbeitgeber gefordert: Mit einer Verpflichtung zu einer Migrantinnen-Quote könnte er mit gutem Beispiel vorangehen und mehr Jugendlichen den Zugang zur Berufsbildung ermöglichen. Gleichzeitig muss der Bund Anreize für die Kantone und private Lehrbetriebe schaffen, ausländischen Jugendlichen ebenfalls eine Chance zu geben. 
Sprachdefizite besser bereits im Vorschulalter beheben
Eine weitere wichtige Voraussetzung für den Zugang zur Berufsbildung ist die Kenntnis einer Landessprache. Diese Kenntnis wird von Migrantinnen und Migranten weitaus am besten im Vorschulalter erworben. Das ist unbestritten. Doch auch hier macht es sich der Bund leicht und schiebt die Verantwortung den Kantonen zu. Mit einer direkten finanziellen Beteiligung an kantonale Integrationsvorhaben im Vorschulbereich könnte der Bund eine Steuerungs- und Anreizfunktion wahrnehmen, die sich auch positiv auf die Ausbildungsquote bei den ausländischen Jugendlichen auswirkte.  Doch der Bundesrat will offensichtlich nicht, dass der Bund eine aktive Rolle einnimmt, indem er auf die ausländischen Jugendlichen zugeht. 
Auch eine Behandlung des Integrationsthemas aus ganzheitlicher Sicht, analog beispielsweise zum Thema Gleichstellung, wird zugunsten von amtsspezifischen Sichtweisen verworfen.  Das zeigt sich daran, dass Bundesrat Blocher die neue Stelle eines eidgenössischen Integrationsbeauftragten mit fadenscheinigen Argumenten abgelehnt hat. Obwohl genau dies dazu geführt hätte, dass sich über ein einzelnes Bundesamt hinaus endlich jemand als Anwalt dem Thema angenommen hätte und somit das Denken in Fachkategorien hätte überwunden werden können. 
Geben wir uns keinen Illusionen hin: Trotz guter Konjunktur bleibt der Übergang in die Berufswelt für ausländische Jugendliche besonders schwierig. Soll den spezifischen Schwierigkeiten von Migrantinnen und Migranten in der Berufsbildung Rechnung getragen werden, muss der Bund selber eine aktivere Rolle in der Integrationspolitik übernehmen. 
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